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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Bad Kissingen  

zum Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen  

zum Schutz vor der Geflügelpest;  

Aufstallung von Geflügel und Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen  

in einem festgelegten Gebiet  

zu präventiven Zwecken und Aufhebung der Allgemeinverfügung  

vom 01.02.2021 

 

Das Landratsamt Bad Kissingen erlässt auf Grund von § 13 der Verordnung zum Schutz 

gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665) i.V.m. § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des  

Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  

21. November 2018 (BGBl. I S. 1938), § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 des Tiergesundheits-

gesetzes (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2018  

(BGBl. I S. 1938), § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflü-

gelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018  

(BGBl. I S. 1665), § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der Fassung der  

Bekanntmachung vom 31. März 2020 (BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-

Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), 

Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verord-

nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und 

Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 

(BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 

27. April 2020 (GVBl. S. 236) geändert worden ist und Art. 3 Abs. 2 des Gesundheitsdienst- 
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und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-

1-U/G), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 370) geändert 

worden ist folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. Für alle privaten und gewerblichen Tierhalter, die Geflügel im Sinne des § 1 Abs. 2  

Nr. 2 der Geflügelpest-Verordnung (hierunter fallen: Hühner, Truthühner, Perlhühner, 

Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse, die in Gefangenschaft auf-

gezogen oder gehalten werden) in den Gemeindegebieten (einschließlich zugehöriger 

Ortsteile) Aura a.d.Saale, Bad Kissingen, Bad Bocklet, Bad Brückenau, Elfershausen, 

Euerdorf, Fuchsstadt, Hammelburg, Oberleichtersbach, Oberthulba, Riedenberg,  

Wartmannsroth, Wildflecken, Zeitlofs, sowie den Gemarkungen Dreistelzer Forst,  

Großer Auersberg, Kälberberg, Römershager Forst-Ost und Römershager Forst-Nord 

des Landkreises Bad Kissingen halten, wird eine Aufstallung des Geflügels angeordnet  

 

1.1.  in geschlossenen Ställen oder  

 

1.2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge 

gesicherten dichten Abdeckung und einer gegen das Eindringen von Wildvögeln gesicher-

ten Seitenbegrenzung bestehen muss.  

 

Die genaue Abgrenzung der Gemeindegebiete ergibt sich aus der beiliegenden Karte,  

welche Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist. 

 

 
 

2. Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich 100 Stück Geflügel im  

gesamten Landkreis Bad Kissingen haben im Bestandregister nach § 2 Abs. 2 Geflü-

gelpest-Verordnung ergänzende Aufzeichnungen über die Anzahl der pro Werktag  

verendeten Tiere zu machen. Halter von Geflügel mit einem Bestand bis einschließlich 
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1.000 Tieren im Landkreis Bad Kissingen haben nach § 2 Abs. 2 Geflügelpest-Verord-

nung ergänzende Aufzeichnungen über die Gesamtzahl der gelegten Eier pro Bestand 

und Werktag zu führen. 

 

3. Halter von Geflügel im gesamten Landkreis Bad Kissingen bis einschließlich  

1.000 Stück Geflügel haben sicherzustellen, dass 

 

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen Standorte des Geflügels 

gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert sind, 

die Ställe oder die sonstigen Standorte des Geflügels von betriebsfremden Personen 

nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegschutzkleidung betreten wer-

den und dass diese Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen 

des Stalles oder sonstigen Standorts des Geflügels unverzüglich ablegen, 

 

b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und  

Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird, 

 

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel die dazu eingesetzten Gerät-

schaften und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und dass nach jeder 

Ausstallung die frei gewordenen Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrich-

tungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert werden, 

 

d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Viehver-

kehrsverordnung unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltransports auf einem 

befestigten Platz gereinigt und desinfiziert werden, 

 

e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der Geflügelhaltung  

eingesetzt und 

aa) in mehreren Ställen oder 

bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall oder, in den Fällen 

des Buchstaben b, im abgebenden Betrieb vor der Abgabe gereinigt und desinfiziert 

werden, 

 

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt wird und hierüber Auf-

zeichnungen gemacht werden, 

g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur Aufbewahrung veren-

deten Geflügels nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im Monat,  

gereinigt und desinfiziert wird oder werden, 

h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände sowie eine Einrichtung 

zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der Schuhe  

vorgehalten wird. 

 

4. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei denen 

Geflügel und gehaltene Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehandelt oder zur 

Schau gestellt werden, sind im gesamten Landkreis Bad Kissingen verboten.  

 

5. Für Wildvögel im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügelpest-Verordnung (hierunter fallen: 

Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferartige, Lappentaucherartige 

oder Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungsverbot im gesamten Landkreis Bad 

Kissingen.  

 

6. Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 5 des Tenors getroffenen Rege-

lungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

7. Kosten werden nicht erhoben. 

 

8. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben. 

Gleichzeitig tritt die Allgemeinverfügung des Landratsamtes Bad Kissingen  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17&x=1
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vom 01.02.2021 zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen und Fütterungsverbot 

von Wildvögeln in einem festgelegten Gebiet zu präventiven Zwecken außer Kraft. 

 

Begründung 

 

I. 

 

Das gegenwärtige HPAI-Geschehen in Bayern und Deutschland ist weiterhin hochdyna-

misch. In Bayern sind über die Landesfläche verteilt – bislang – 29 Fälle von HPAI  

(hochpathogene aviäre Influenza) bei Wildvögeln, davon 5 Fälle bei Hausgeflügel amtlich 

festgestellt worden.  

Die bisherigen Fundorte HPAI-positiver Wildvögel liegen zu einem weitaus überwiegenden 

Teil in HPAI-Risikogebieten. Vor diesem Hintergrund und einer steigenden Prävalenz des 

Virus in der Wildvogelpopulation in Bayern, kommt das Bayerische Landesamt für Gesund-

heit und Lebensmittelsicherheit (LGL) in seiner aktuellen Risikobewertung für das Auftreten 

von HPAIV in Bayern vom 03.03.2021 zu dem Ergebnis, dass insbesondere für Geflügel-

haltungen in HPAI-Risikogebieten ein besonders hohes Risiko für den unmittelbaren oder 

mittelbaren Eintrag von HPAI über Wasservögel besteht. Um eine weitere Ausbreitung der 

HPAI in Bayern verhindern zu können, wird es aus Sicht des Bayerischen Staatsministeri-

ums für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) als fachlich notwendig erachtet,  

zumindest in den bayerischen HPAI-Risikogebieten eine Aufstallungspflicht für Haus- und 

Nutzgeflügel anzuordnen. 

 

II. 

 

Das Landratsamt Bad Kissingen ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, sachlich und gemäß  

Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

Begründung Nr. 1 

Die Anordnung der Aufstallung nach Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung stützt sich auf § 13 

Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung in Verbindung mit § 38 Abs. 11 und § 6 Abs. 1 Nr. 11a 

TierGesG. Danach ordnet die zuständige Behörde auf Grundlage einer Risikobewertung 

nach Maßgabe von § 13 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung zur Vermeidung der Einschlep-

pung oder Verschleppung der Geflügelpest durch Wildvögel die Aufstallung des Geflügels 

an. 

Durch die amtliche Feststellung des Ausbruchs der Geflügelpest bei Wildvögeln und bei 

Hausgeflügel in einer Vielzahl von Bundesländern ist die Erforderlichkeit der Aufstallung 

von Geflügel zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der Geflügelpest 

durch Wildvögel im Sinne des § 13 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung gegeben. 

In der Risikobewertung nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung sind die  

örtlichen Gegebenheiten einschließlich der Nähe zu einem Gebiet, in dem sich wildlebende 

Wat- und Wasservögel sammeln, rasten oder brüten, zu berücksichtigen.  

In seiner aktuellen Risikobewertung vom 03.03.2021 kommt das Bayerische Landesamt 

für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) zu dem Ergebnis, dass insbesondere für 

Geflügelhaltungen in HPAI-Risikogebieten ein besonders hohes Risiko für den unmittelba-

ren oder mittelbaren Eintrag von HPAI über Wasservögel besteht. Um eine weitere Aus-

breitung der HPAI in Bayern verhindern zu können, wird es aus Sicht des Bayerischen 

Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) als fachlich notwendig  

erachtet, zumindest in den bayerischen HPAI-Risikogebieten eine Aufstallungspflicht für 

Haus- und Nutzgeflügel anzuordnen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es erforderlich, Kontakte zu Wildvögeln in jeglicher Form 

zu minimieren und wenn möglich zu verhindern. Geflügel in Freilandhaltungen hat im  

Vergleich zu ausschließlich im Stall gehaltenem Geflügel weitaus größere Möglichkeiten, 

mit diversen Umweltfaktoren in Kontakt zu geraten. Die Aufstallung von Geflügel in den 

genannten Gemeindegebieten mit Ortsteilen bzw. Gemarkungen ist geboten, um ein Über-

greifen der Geflügelpest auf Nutzgeflügelbestände zu verhindern und damit die tierische 

Erzeugung (Eier und Geflügelfleisch) von hochwertigen Lebensmitteln nicht zu gefährden. 

Diese Entscheidung erfolgte nach Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens. Die  

Maßnahme ist geeignet, den Zweck, die Verhinderung einer Infektion von Hausgeflügel mit 
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H5N8 zu erreichen. Die Aufstallung ist erforderlich, da kein anderes, milderes Mittel zur 

Verfügung steht, welches zur Zweckerreichung gleichermaßen geeignet ist. Die Anordnung 

ist auch angemessen, da die wirtschaftlichen Nachteile, welche die betroffenen Tierhalter 

durch die Aufstallung erleiden, im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Schaden, der 

durch einen einzigen Geflügelpestausbruch beim Hausgeflügel für die gesamte Geflügel- 

und Lebensmittelwirtschaft entstehen kann, nachrangig sind. lnsofern überwiegt das  

öffentliche Interesse an der Aufstallung die privaten Interessen der betroffenen Tierhalter. 

Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt 

mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten  

Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. Unter der 

Vielzahl von in Betracht kommenden Faktoren sind auch Wildvögel als Eintragsquelle zu 

berücksichtigen. Virushaltige Ausscheidungen von Wildvögeln können jederzeit z. B. Ober-

flächengewässer, Futtermittel und Einstreu bei im Auslaufgehaltenen Geflügel mit 

lnfluenzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, kontaminieren. Die in Nr. 1 der  

Verfügung genannte Aufstallung ist geeignet, das Risiko derartiger Übertragungswege zu 

minimieren. 

 

Begründung Nr. 2 

Die Anordnung der Erfassung der ergänzenden Angaben im Bestandsregister aller Geflü-

gelhalter in Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung in Ergänzung zu den Maßnahmen in  

§ 2 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 der Geflügelpest-Verordnung, die generell für Geflügelhaltungen 

erst ab 100 bzw. 1.000 Stück gelten, erfolgen auf der Grundlage § 38 Abs. 11 und § 6  

Abs. 1 Nr. 5 e) des TierGesG. Die Erfassung dieser ergänzenden Angaben sind auch bei 

kleinen Beständen geeignet, ein mögliches Krankheitsgeschehen zeitnah zu erkennen, um 

die nach § 4 Abs. 1 der Geflügelpest-Verordnung vom Tierhalter zu veranlassende  

diagnostische Abklärung zeitnah durchzuführen. 

 

Begründung Nr. 3  

Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 3 der Verfügung erfolgt in Ergänzung zu den 

Maßnahmen in § 6 Absatz 1 Geflügelpest-Verordnung, die generell erst für Geflügelhaltun-

gen ab 1.000 Stück Geflügel gelten, auf Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verord-

nung.  

Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel vor allem durch direkten Kontakt mit 

infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materi-

alien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es  

erforderlich, die Geflügelhaltungen im Landkreis zu schützen und den Eintrag oder die  

Verschleppung des Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände zu vermeiden. Die Anordnung 

der unter Nr. 3 der Verfügung genannten Maßnahmen ist geeignet, das Risiko des Eintrags 

von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen bzw. dessen Verbreitung zu vermindern. 

 

Begründung Nr. 4 

Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltungen 

ähnlicher Art mit Geflügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel in Nr. 4 dieser 

Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 4 Abs. 2 der ViehVerkV i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflü-

gelpest-Verordnung. Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG kann die  

zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen 

über die Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen, 

erlassen. Das gemäß Nr. 4 der Verfügung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen,  

-schauen und –märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und gehaltenen 

Vögeln anderer Arten als Geflügel im Landkreis Bad Kissingen ist erforderlich, da durch den 

bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren ein bislang nicht  

abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung von 

potentiell infizierten Tieren möglich ist. 

 

Begründung Nr. 5 

Das in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemeine Fütterungsverbot von 

Wildvögeln erfolgt auf Grundlage von Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige 

Ausscheidungen von Wildvögeln jederzeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und  

Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influenzaviren, die für das Geflügel  
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pathogen sind, kontaminieren können. Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel 

erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot 

und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuh-

werk oder Schutzkleidung. Um die Verbreitung des Virus durch direkten Kontakt zwischen 

Wildvögeln so weit wie möglich zu vermeiden ist es aus fachlichen Erwägungen  

erforderlich, Fütterungen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungsplätze stellen 

naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wildvögel zur gleichen Zeit 

zusammentreffen. 

 

Begründung Nr. 6 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 bis 5 dieser Allgemeinverfü-

gung wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären 

Influenza H5N8 um eine hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt,  

deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden Handelsrestrikti-

onen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der Seuche müssen 

daher sofort und ohne eine zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet  

werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seuchenein-

schleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an 

der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes privates Interesse an der aufschieben-

den Wirkung eines eventuellen Widerspruchs. 

 

Begründung Nr. 7 

Die Kostenentscheidung in Nr. 7 dieses Bescheides beruht auf Art. 13 des Ausführungsge-

setzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

 

Begründung Nr. 8 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei 

öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als  

bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG 

ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende 

Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese  

Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 

Bad Kissingen als bekannt gegeben gilt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 

Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg erhoben werden.  

 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  

 

a. Schriftlich oder zur Niederschrift   

 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der  

Geschäftsstelle erhoben werden. Die Anschrift lautet:   

 

Bayerisches Verwaltungsgericht in Würzburg 

Postfachanschrift: 97029 Würzburg, Postfach 11 02 65 

Hausanschrift: Burkarderstr. 26, 97082 Würzburg 

 

b. Elektronisch  

 

Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg auch elektro-

nisch nach Maßgabe der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  
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Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:  

 

– Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektronischer 

Signatur an folgende Adresse: 

 

Bayerisches Verwaltungsgericht Poststelle@vg-w.bayern.de  

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens  

bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 

Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Allgemeinverfügung soll 

in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher 

Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten  

beigefügt werden.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz des Landratsamtes Bad Kissingen 

bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-

geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 

Hinweise: 

 

1. Auf die Vorgaben gem. § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung hinsicht-

lich der allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung sowie zur Früher-

kennung bei gehäuften Verlusten wird hingewiesen.  

 

2. Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erforderliche Zulassung von Geflügelhänd-

lern anhand der Vorlage der entsprechenden Zulassungsbescheide vor der Bestellung 

von Geflügel durch den Tierhalter zu überprüfen. Alternativ ist die Liste der für den 

innergemeinschaftlichen Handel zugelassenen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar 

unter: https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.pdf 

 

3. Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, 

Perlhühnern, Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, dies 

der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner 

Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt voraussichtlich gehaltene Tiere, 

ihrer Nutzungsart und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen.  

 

4. Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, § 46 ViehVerkV und  

§ 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allge-

meinverfügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 

zu 30.000,00 Euro geahndet werden.  

 

5. Es können von der zuständigen Behörde nach § 13 Abs. 3 Geflügelpest-Verordnung 

Ausnahmen von der in dieser Verfügung angeordneten Aufstallungspflicht genehmigt 

werden, soweit  

1. eine Aufstallung  

a. wegen der bestehenden Haltungsverhältnisse nicht möglich ist, oder 

b. eine artgerechte Haltung erheblich beeinträchtigt,  

2. sichergestellt ist, dass der Kontakt zu Wildvögeln auf andere Weise wirksam unter-

bunden wird, und  

3. sonstige Belange der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen.  

 

mailto:Poststelle@vg-w.bayern.de
http://www.vgh.bayern.de/
https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.pdf
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6. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur Früherkennung im Sinne des 

§ 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersuchungseinrichtun-

gen sind kostenfrei.  

 

7. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung beim Land-

ratsamt Bad Kissingen- Dienststelle Hausen, Klosterweg 10, 97688 Bad Kissingen-

Hausen (1. Stock, Zimmer-Nr. 229) aus. Sie kann während der üblichen Öffnungszei-

ten (Montag-Freitag 08:00 Uhr-12:00 Uhr, Dienstag 14:00 Uhr-16:00 Uhr, Donnerstag 

14:00 Uhr-17:00 Uhr) nach vorheriger telefonischer Vereinbarung eingesehen werden.  

 

Bad Kissingen, 05.03.2021 

Landratsamt Bad Kissingen 

gez.  

Sophie Berthold, Regierungsrätin 
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Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung  

vom 11.01.2021 über Maßnahmen für den Landkreis Bad Kissingen  

aufgrund erhöhter Infektionszahlen,  

zuletzt geändert mit Allgemeinverfügung vom 15.02.2021 

 

Das Landratsamt Bad Kissingen ergänzt auf Grundlage des § 28 Abs. 1 Satz 1 des Infekti-

onsschutzgesetzes (lfSG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1 Nr. 1 der 12. Bayerischen Infekti-

onsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) vom 05. März 2021 und § 65 Satz 1 der 

Zuständigkeitsverordnung (ZustV) und des Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungs-

verfahrensgesetzes (BayVwVfG) diese allgemein und unmittelbar geltenden gesetzlichen 

Regelungen durch folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. In Nr. 3 der Allgemeinverfügung des Landkreises Bad Kissingen über Maßnahmen 

für den Landkreis Bad Kissingen aufgrund erhöhter Infektionszahlen vom 

11.01.2021, sowie in der Begründung zu Nr. 3 v. g. Verfügung wird „§ 28 Nr. 21 

der 11. BayIfSMV“ in „§ 28 Nr. 20 der 12. BayIfSMV“ geändert.  

 

2. Ziffer 4 der Allgemeinverfügung des Landkreises Bad Kissingen über Maßnahmen 

für den Landkreis Bad Kissingen aufgrund erhöhter Infektionszahlen vom 

11.01.2021 wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung ab dem 11.01.2021 in Kraft und tritt 

mit Ablauf des 28.03.2021 außer Kraft“. 

 

3. Soweit an Textstellen in der Allgemeinverfügung des Landkreises Bad Kissingen 

über Maßnahmen für den Landkreis Bad Kissingen aufgrund erhöhter Infektions-

zahlen vom 11.01.2021 die Vorschriftenbezeichnungen „11. Bayerische Infektions-

schutzmaßnahmenverordnung“ oder „11. BayIfSMV“ zu finden sind, werden diese 

durch „12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung“ bzw.  

„12. BayIfSMV“ ersetzt. 

 

4. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung ab dem 08.03.2021 in Kraft.  
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Begründung: 

 

Zur Begründung wird auf die weiterhin gültige Begründung der Ausgangsverfügung vom 

11.01.2021 verwiesen.  

 

Ergänzend wird noch auf Folgendes verwiesen: 

 

Anlass für die vorliegende Änderungsverfügung ist der Erlass der Zwölften Bayerischen 

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) vom 05. März 2021, die mit  

Wirkung ab dem 08. März 2021 in Kraft getreten ist.  

 

Zudem befindet sich das Infektionsgeschehen auch im Landkreis Bad Kissingen im Durch-

schnitt weiterhin auf einem hohen Niveau. Nach zunächst rückläufigen Infektionszahlen, 

ist aktuell sogar wieder ein leichter Anstieg zu verzeichnen. Laut Veröffentlichung des  

Robert Koch-Institutes liegt die 7-Tage-Inzidenz im Landkreis Bad Kissingen bei 63,9 pro 

100 000 Einwohner am 08.03.2021, Stand: 00:00 Uhr. 

 

Unverändert ist nach wie vor eine hohe Anzahl an Übertragungen in der Bevölkerung zu 

beobachten. Das RKI schätzt die Situation weltweit, in Europa und in Deutschland weiterhin 

als sehr dynamisch und ernst zu nehmend ein. Die Gefährdung für die Gesundheit der 

Bevölkerung in Deutschland wird nach wie vor als „sehr hoch“ eingestuft. Das Infektions-

geschehen ist diffus, in vielen Fällen kann das Infektionsumfeld nicht mehr ermittelt  

werden. Impfstoffe sind noch nicht in ausreichender Menge verfügbar und die Therapie 

schwerer Krankheitsverläufe ist komplex und langwierig; ein nicht unerheblicher Teil  

erfordert eine intensivmedizinische Behandlung. 

 

Des Weiteren geht eine Gefahr von neuen Virusvarianten aus. Insbesondere die zunächst 

in Großbritannien beschriebene Variante B 1.1.7 weist eine deutlich höhere Übertragbarkeit 

aus. Das European Centre for Disease Prevention and Control (ECDC) hat die Risikoeinstu-

fung für die Einschleppung und Ausbreitung neuer Virusvarianten am 15. Februar 2021 

von „hoch“ auf „sehr hoch“ geändert und warnt vor einer mit einer verstärkten Ausbreitung 

einhergehenden Erhöhung der Hospitalisierungs- und Sterberaten in allen Altersgruppen, 

insbesondere aber bei älteren Menschen und Personen mit Vorerkrankungen. Es ist von 

entscheidender Bedeutung, die Zahl der Erkrankten so gering wie möglich zu halten und 

Ausbrüche zu verhindern, um Belastungsspitzen im Gesundheitswesen zu vermeiden.  

Ferner kann hierdurch mehr Zeit für die Produktion und Verteilung von Impfstoffen, die 

Durchführung von Impfungen sowie die Entwicklung von antiviralen Medikamenten  

gewonnen werden.  

 

Daher ist eine Verlängerung der bisherigen Maßnahmen der Allgemeinverfügung möglich 

– bis einschließlich 28. März 2021 aber auch erforderlich.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

 

Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage  

erhoben werden bei dem 

 

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg, 

Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg, 

Hausanschrift: Burkarderstr. 26, 97082 Würzburg, 

 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelas-

senen¹ Form. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (z.B. Freistaat Bayern) und den 

Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die ange-

fochtene Allgemeinverfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage 

und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-

richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der  

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 

Bad Kissingen, 08.03.2021 

Landratsamt Bad Kissingen 

gez. 

Thomas Bold, Landrat 

 

 

 

Landratsamt Bad Kissingen 

Thomas Bold, Landrat 

 

 

 

 

B) Veröffentlichungen der Gemeinden 
 

Keine Veröffentlichungen 

 

C) Sonstige Veröffentlichungen 

 

Keine Veröffentlichungen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Landratsamt Bad Kissingen 

Thomas Bold, Landrat 
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